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Berlin, 27.10.2009
PRESSEERKLÄRUNG

LOB und KRITIK an der Koalitionsvereinbarung zwischen der CDU/CSU und FDP

Der Vorsitzende der Türkischen Gemeinde in Deutschland, Kenan Kolat, hat in einer ersten Stellungnahme die Koalitionsvereinbarung zwischen der CDU/CSU und FDP im Bereich "Integration und Zuwanderung" gelobt.
„Zum ersten Mal ist es gelungen, in einer Koalitionsvereinbarung die positiven Aspekte der Einwanderung zu betonen und eine positive Sichtweise zu diesem Thema zu entwickeln“, sagte Kolat. „Diese Sichtweise müsse sich nun in der Gesellschaft weiterentwickeln“, so Kolat weiter. Insbesondere müssten die entsprechenden Institutionen wie z.B. die Ausländerbehörden diesen Geist verinnerlichen.
Die Türkische Gemeinde in Deutschland freue sich, dass viele ihrer Forderungen sich in der Koalitionsvereinbarung wiederfinden. Hierzu zählte Kolat:

· die Einrichtung eines Bundesbeirates für Integration (der bereits am Anfang des Integrationsgipfels 2006 von der TGD vorgeschlagen wurde)

· die Ankündigung eines integrationspolitischen Parlamentsdiskurses

· die Erhöhung der Orientierungskurse von 45 auf 60 Stunden

· die Einführung einer flächendeckenden Sprachstandmessung für alle Schüler/innen ungeachtet der ethnischen Herkunft
· die Förderung von Migrant/innen gemäß SGB
· die Förderung der Freiwilligendienste und die Einbindung von Migrant/innen in das Freiwillige Soziale Jahr (FSJ)
· die Bildungs- und Ausbildungsoffensive

· der gesetzliche Anspruch auf Prüfung zur Anerkennung von im Ausland erworbenen Qualifikationen.
Dass es nicht zu einem eigenständigen Ministerium gekommen ist, erntete Kritik von Seiten der Türkischen Gemeinde in Deutschland. Festzuhalten sei auch, dass es nicht zu einer Erhöhung der finanziellen Ressourcen des Staatsministeriums für Integration und Migration gekommen sei. Dies werfe viele Fragen auf, wie all die genannten Maßnahmen in der Praxis finanziert werden sollen. Die TGD hatte vorgeschlagen, den Bereich Integration aus dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) herauszulösen und beim neu zu gründenden Ministerium anzusiedeln.
Auch der Inhalt eines möglichen Integrationsvertrages sei noch nicht bekannt. „Ein solcher Vertrag dürfe nicht zur Legitimierung weiterer Sanktionen führen“, so Hilmi Kaya Turan, stellvertretender Bundesvorsitzender der Türkischen Gemeinde in Deutschland.
Die Erhöhung der Ehebestandszeit für ein eigenständiges Aufenthaltsrecht von derzeit zwei auf drei Jahren bringe insbesondere für von Gewalt betroffene Frauen zusätzliche Probleme. Hier müsse ein Ausgleich gefunden werden.
Zur Abschaffung der Optionsregelung konnten sich die Koalitionäre nicht einigen. Hier hätte die neue Regierung ein Zeichen setzen können, das dem positiven Diskurs in der Koalitionsvereinbarung entsprechen würde.
Auch die Ankündigung, das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) im Rahmen des Bürokratieabbaus zu überprüfen, sei nicht nachvollziehbar. Stattdessen müssen noch weitere Hürden für die Betroffenen abgebaut werden, um den Diskriminierungsschutz in der Praxis effektiver zu gestalten. Der Antidiskriminierungsstelle des Bundes (ADS) komme in diesem Zusammenhang eine maßgebliche Rolle zu. Dafür müsse sie jedoch ihre bisherige Ausrichtung im Sinne der Betroffenen ändern.
In der Frage des Beitritts der Türkei haben sich die Koalitionäre auf eine Regelung geeinigt, die nicht zweckdienlich ist. „Die Deutschland-Türken würden eine echte Perspektive für einen Beitritt für die Türkei erwarten“, so Turan. „CDU/CSU und FDP hätten die strategische Wichtigkeit der Türkei weder in der Region, noch für die Zukunft Europas erkannt“, so Turan weiter.
Die Türkische Gemeinde in Deutschland wünscht der neuen Regierung viel Erfolg. Die TGD werde wie auch in der Vergangenheit mit konstruktiver Kritik ihre Arbeit begleiten.
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